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Inhalt: Verordnung, betreffend die Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten und den Verwaltungsbehörden, 
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(Nr. 8660.) Verordnung, betreffend die Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten und den 
Verwaltungsbehörden. Vom 1. Auguſt 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 17 Abſatz 2 des Einführungsgeſetzes zum Gerichts- 
verfaſſungsgeſetze, was folgt: = 


Die Entſcheidung von Streitigkeiten über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
. den durch dieſe Verordnung beſtimmten Fällen durch den Gerichtshof 
zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte. 


$. 2. 

Der Gerichtshof beſteht aus elf Mitgliedern, von denen ſechs dem Ober⸗ 
landesgericht zu Berlin angehören 5 5 Die anderen fünf Mitglieder müſſen 
für den höheren Verwaltungsdienſt oder zum Richteramt befähigt ſein. Zum 
ae hel kann nur ernannt werden, wer das fünfunddreißigſte Lebensjahr voll⸗ 
endet hat. 

Die Mitglieder werden für die Dauer des zur Zeit ihrer Arent von 
ihnen bekleideten Amtes oder, falls ſie zu dieſer Zeit ein Amt nicht bekleiden, 
auf Lebenszeit ernannt. Eine Enthebung vom Amte kann nur unter denſelben 
Vorausſetzungen wie bei den Mitgliedern des Reichsgerichts ſtattfinden. 

Der Vorſitzende und die übrigen Mitglieder werden vom Könige auf den 
Vorſchlag des Staatsminiſteriums ernannt. 


$. 3. 

Der Gerichtshof entſcheidet in der Beſetzung von ſieben Mitgliedern. 

Die Geſchäftsordnung, insbeſondere die Befugniſſe des Vorſitzenden und 
die Reihenfolge, in welcher die Mitglieder an den einzelnen Sitzungen Theil zu 
nehmen haben, werden durch ein Regulativ geordnet, welches der Gerichtshof zu 
entwerfen und dem Staatsminiſterium zur Beſtätigung einzureichen hat. 
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Ausgegeben zu Berlin den 23. Auguſt 1879. 


Be 7 


§. 4. 

Der Gerichtshof entſcheidet, wenn die . den Rechtsweg 
in einem bei den Gerichten anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreite für unzuläſſig 
erachten und deshalb der Kompetenzkonflikt erhoben wird. 

Der e e kann nicht erhoben werden, wenn die Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs in der Sache durch rechtskräftiges Urtheil des Gerichts feſtſteht. 


$. 5. 

Zur a! des Kompetenzkonflikts ift nur die Central» und die Pro— 
vinzial⸗Verwaltungsbehörde befugt. 

Dieſelben können den Kompetenzkonflikt auch dann erheben, wenn die Zu— 
ſtändigkeit zur Entſcheidung der Sache für die Verwaltungsgerichte in Anſpruch 
genommen wird. 

Hat die Provinzialbehörde mehrere Abtheilungen, ſo ſteht die Erhebung des 
Kompetenzkonflikts dem Plenum zu. 


§. 6. 

Die Erhebung des Kompetenzkonflikts reel bei dem Gerichte, bei welchem 
die Sache anhängig iſt, durch die ſchriftliche Erklärung der Verwaltungsbehörde, 
daß der Rechtsweg für unzuläſſig erachtet werde. 

Der 1 ſoll eine Begründung beigefügt werden. 

Wird die Erklärung bei einem Gerichte, bei welchem die Sache nicht an— 
hängig iſt, abgegeben, ſo hat dieſes die Erklärung an das zuſtändige Gericht zu 
überſenden. 

8. 7 


Das Prozeßverfahren wird durch die Erhebung des Kompetenzkonflikts für 
die Dauer des denſelben betreffenden Verfahrens unterbrochen ($. 226 der Eivil- 
prozeßordnung). Durch die nach dem Schluſſe einer mündlichen Verhandlung 
eintretende e wird auch die Verkündung einer Entſcheidung e e 

Das Gericht hat die Verwaltungsbehörde von dem Eingange der Erklärung 
— 5 ea von der Erhebung des Kompetenzkonflikts von Amtswegen zu 

enachrichtigen. 

Den Parteien iſt zugleich eine Abſchrift der Erklärung zu überſenden. 


§. 8. 

Iſt die Sache bei einem Gericht höherer Inſtanz anhängig, ſo ſind die 
Proxſalte, unter Beifügung der Erklärung der Pedals chörde und der 
ke an: über Die u der Parteien, dem Gerichts⸗ 
ſchreiber des Gerichts erſter Inſtanz zurückzuſenden. 


§. 9. 
Innerhalb der Friſt eines Monats, die mit der Zuſtellung der Benach⸗ 
richtigung beginnt, können die Parteien bei dem Gericht erſter Fuſtanz einen 
Schriftfaß über den Kompetenzkonflikt einreichen. 


a 


Der Schriftſatz muß von einem Rechtsanwalt unterzeichnet fein. Oeffent⸗ 
liche Behörden, ſowie Perſonen, welche zum Richteramt befähigt ſind, können 
den Schriftſatz ohne Zuziehung eines Rechtsanwalts einreichen. 

Das Gericht hat der Verwaltungsbehörde und der Gegenpartei den Schrift: 
ſatz in Abſchrift mitzutheilen. Die erforderliche Zahl von Abſchriften iſt von der 
Partei einzureichen. 

Sind innerhalb der Friſt Schriftſätze nicht eingegangen, ſo hat das Gericht 
der Verwaltungsbehörde davon Anzeige zu machen. 


F. 10. 

Nach Eingang der Schriftſätze der Parteien oder, wenn Schriftſätze nicht 
eingegangen find, nach Ablauf der im $. 9 beſtimmten Friſt ſendet das Gericht 
die Akten mittelſt gutachtlichen Berichts an das Oberlandesgericht, welches ihn 
unter Beifügung ſeines Gutachtens dem Juſtizminiſter überreicht. 

Der Juſtizminiſter ſendet die Akten und die Gutachten der Gerichte an den 
Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte und ſetzt davon den bethei⸗ 
ligten Verwaltungschef in Kenntniß. 


. . 

Die Provinzialverwaltungsbehörden haben an den betheiligten Verwaltungs⸗ 
chef Anzeige von der Erhebung des Kompetenzkonflikts zu erſtatten und unter 
Vorlegung der Erklärungen der Parteien gutachtlich zu berichten. 

Der Verwaltungschef kann dem Gerichtshof eine ſchriftliche Erklärung über 
den Kompetenzkonflikt mittheilen. 

Er iſt befugt, den Kompetenzkonflikt zurückzunehmen. In dieſem Falle 
werden die Akten von dem Gerichtshof an den Juſtizminiſter und von dieſem 
an das Gericht, bei welchem die Sache anhängig war, zurüdgefandt. Das Ge- 
richt hat den Parteien die Zurücknahme des Kompetenzkonflikts von Amtswegen 
anzuzeigen. a 

$. 12. 

Die Entſcheidung des Gerichtshofes über den Kompetenzkonflikt erfolgt auf 
Grund mündlicher Verhandlung in öffentlicher Sitzung. Die Vorſchriften der 
$$. 170 bis 185 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über Oeffentlichkeit und Sitzungs⸗ 
polizei, ſowie die Vorſchriften der $$. 145 ff. der Civilprozeßordnung über die 
Aufnahme eines Protokolls finden entſprechende Anwendung. 


$. 13. 


Der Termin zur mündlichen Verhandlung wird von dem Vorſitzenden von 
Amtswegen beſtimmt. 

Die Parteien ſind zu dem Termin von Amtswegen Ir laden. Das Er- 
ſcheinen der Parteien oder eines Vertreters iſt nicht erforderlich. 

Die Parteien müſſen ſich, wenn ſie in dem Termin verhandeln wollen, 
durch einen Rechtsanwalt vertreten laſſen. Dieſe Vorſchrift findet auf öffentliche 
Behörden und auf Perſonen, welche zum Richteramt befähigt ſind, keine An⸗ 
wendung. 
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Die Beſtimmung des Termins iſt dem betheiligten Verwaltungschef anzu⸗ 
zeigen. Derſelbe kann einen Beamten mit ſeiner Vertretung beauftragen. 


$. 14. 

In dem Termin zur mündlichen Verhandlung giebt ein von dem Vor⸗ 
ſitzenden beauftragtes Mitglied des Gerichtshofes eine Darſtellung der bisher ſtatt— 
gefundenen Verhandlungen. Sodann werden die Vertreter 5 Parteien und 
der von dem Verwaltungschef abgeordnete Beamte gehört. 


5. 15. 

Das Urtheil kann nur von denjenigen Mitgliedern gefällt werden, welche 
der dem Urtheil zu Grunde liegenden Verhandlung beigewohnt haben. 

Die Verkündung des Urtheils erfolgt in dem Termin, in welchem die 
mündliche Verhandlung geſchloſſen wird, oder in einem ſofort anzuberaumenden 
Termin, welcher nicht über eine Woche hinaus angeſetzt werden ſoll. 

In dem Urtheil find die Namen der Mitglieder, welche bei der Entſcheidung 
mitgewirkt haben, anzugeben. 
$. 16. 

Die Ausfertigungen der Urtheile ſind von dem Vorſitzenden zu unterſchreiben 

und mit dem Gerichtsſegel zu verſehen. 


$. 17. 
Eine Ausfertigung des Urtheils ift dem Verwaltungschef, eine andere mit 
den gerichtlichen Akten dem Juſtizminiſter mitzutheilen. 
Der Juſtizminiſter überſendet die Ausfertigung des Urtheils mit den Akten 
an das Gericht, bei welchem die Sache anhängig war. Das Gericht hat den 
Parteien das Urtheil von Amtswegen zuſtellen zu laſſen. 


a §. 18. 
Iſt der Rechtsweg für unzuläſſig erkannt, ſo werden Gerichtskoſten nicht 
erhoben und die bereits erhobenen zurückgezahlt; eine Erſtattung der den Parteien 
erwachſenen Koſten findet nicht ſtatt. 


§. 19. 

Iſt ir Zeit der Erhebung des Kompetenzkonflikts ein in dem Rechtsſtreit 
erlaſſenes Urtheil vorläufig vollſtreckbar, ſo hat das Gericht, bei welchem die Sache 
anhängig iſt, die einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung von Amtswegen 
anzuordnen. Gegen dieſe Entſcheidung findet kein Rechtsmittel ſtatt. 

Wird der Rechtsweg für zuläſſig erkannt oder der Kompetenzkonflikt zurück⸗ 
genommen, ſo iſt die Entſcheidung von Amtswegen wieder aufzuheben. 


§. 20. 


Das durch die Erhebung eines Kompetenzkonflikts veranlaßte Verfahren iſt 
ebühren⸗ und ſtempelfrei. Baare Auslagen werden nicht in Anſatz gebracht. 
Eine Erſtattung der den Parteien erwachſenen Koſten findet nicht ſtatt. 
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$. 21. 
Haben in einer Sache einerſeits die Gerichte und andererſeits die Verwal⸗ 


tungsbehörden oder Verwaltungsgerichte ihre Unzuſtändigkeit 1 ausge⸗ 
ſprochen, weil von den Gerichten die Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
er und von dieſen die Gerichte für zuſtändig erachtet find, fo entſcheidet der 

erichtshof über den Kompetenzkonflikt auf Antrag einer bei der Sache bethei- 
ligten Partei. 

Der Antrag iſt bei dem Gericht anzubringen, bei welchem die Sache in 
erſter Inſtanz anhang war. Der Antrag iſt der Gegenpartei von Amtswegen 
1 Dieſe kann innerhalb der Friſt eines Monats einen Schriftſatz über 
en 8 einreichen. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der $$. 9 bis 17, 20 dieſes Geſetzes 
entſprechende Anwendung. 

Der Gerichtshof hat in ſeinem Urtheil die demſelben entgegenſtehenden 
Entſcheidungen aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an die betreffende Inſtanz zu verweiſen. 


$. 22. 
Bei Anwendung der Vorſchriften dieſer Verordnung gelten die Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden als Verwaltungsbehörden. 
$. 23. ' 


Auf die Erledigung der vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängig 
ewordenen Kompetenzkonflikte finden die bisherigen Beſtimmungen über das 
erfahren Anwendung. 8. 24 


5 125 Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 1. Auguſt 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Gr. zu Eulenburg. Bitter. 
v. Puttkamer. Lucius. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetes vom 10. April 1872 (Geſeß-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. März 1879, betreffend die . des 
Enteignun srechts bezüglich der zum Ausbau der Chauſſee von Gladen⸗ 
bach über Lohra, Damm, Eiſenbahnſtation Fronhauſen bis Bellnhauſen 
an der Frankfurt⸗Caſſeler Staatsſtraße in der Gemarkung Bellnhauſen 
erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 

Caſſel Nr. 32 S. 209, ausgegeben den 26. April 1879, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Mai 1879, betreffend die Verleihung des 

Chase uon d an den Kreis Trebnitz bezüglich der zum Bau einer 

Chauſſee von Kapitz nach Frauenwaldau erforderlichen Grundſtücke, ſowie 

des Rechts zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf dieſer Straße, durch das 

Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 30 S. 207, ausgegeben 

den 25. Juli 1879; 

das Allerhöchſte Privilegium vom 26. Mai 1879 wegen Ausgabe auf den 

Inhaber lautender Kreisobligationen des Trebnitzer Kreiſes im Betrage 

von 160 000 Mark Reichswährung, III. Emiſſion, durch das Amtsblatt 

der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 30 S. 207 bis 209, ausgegeben 

den 25. Juli 1879; 

4) das Allerhöchſte Privilegium vom 29. Mai 1879 wegen Ausgabe auf den 
Inhaber lautender Obligationen über eine Anleihe der Stadt Steele, Re⸗ 
B sbezirk Düſſeldorf, von 750 000 Mark, durch das Amtsblatt der 

önigl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 29 S. 271 bis 273, ausgegeben 
den 19. Juli 1879; 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 18. Juni 1879, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an die Stadtgemeinde 
Wünſchelburg für die neuerbaute Chauſſee von Wünſchelburg bis zur Defter- 
reichiſchen Landesgrenze in der Richtung auf Braunau, durch das Amts⸗ 
blatt der 7 Regierung zu Breslau Nr. 32 S. 215, ausgegeben den 
8. Auguſt 1879, i 

6) das Allerhöchſte Privilegium vom 25. Juni 1879 wegen Ausgabe auf 
jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt Wiesbaden zum Betrage 
von 4650000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Wiesbaden Nr. 29 S. 175 bis 177, ausgegeben den 17. Juli 1879, 

7) das Allerhöchſte Privilegium vom 14. Juli 1879 wegen Ausgabe auf 
jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt Limburg a. d. L. zum 
Betrage von 600 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 0 
zu Wiesbaden Nr. 31 S. 183/184, ausgegeben den 31. Juli 1879. 
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